
1350 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht 

des Ausschusses' für soziale Verwaltung 

über den Antrag der Abgeordneten Maria 
Metzker und Genossen betreffend ein Bundes­

'gesetz, mit dem das Arbeitsmarktförderungs­
gesetz und das Arbeitslosenversicherungsge-

setz 1977 geändert werden (196/A) 

Die Abgeordneten Maria Metzker und Genossen 
haben am 7. Oktober 1982 den gegenständlichen 
Initiativantrag im Nationalrat eingebracht. Durch 
den Gesetzentwurf soll das bisherige System der 
intensiven Förderung zur Schaffung und Sicherung 
von Arbeitsplätzen durch eine neue Form der Bei­
hilfe zur Lösung dringender arbeitsmarktpolitischer 
Probleme, denen auch eine besondere volkswirt­
schaftliche Bedeutung zukommt, erweitert werden. 
Der materiell-rechtlichen Ausweitung des Förde­
rungstatbestandes entsprechend, sollen auch die 
Bestimmungen über die Finanzierung dahingehend 
ergänzt werden, daß Bundesrnittel für diese Art der 
Förderung herangezogen werden. 

In den Erläuterungen wird hinsichtlich der der­
zeitigen Rechtsgrundlage und den Zielsetzungen 
des Entwurfes f~lgendes angeführt: 

"Das Instrumentarium zur Förderung von 
Betrieben nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz 
in der geltenden Fassung stellt im wesentlichen auf 
die Lösung regionaler und sektoraler Probleme des 
Arbeitsmarktes ab. Es mißt demnach die Höhe der 
zu gewährenden' Förderungsmittel im wesentlichen 
an den fiktiven Kosten, die bei Verlust der zu 
erhaltenden und zu sichernden Arbeitsplätze durch 
Unterstützungsleistungen aus der Arbeitslosenversi­
cherung erwachsen würden. Die derzeitige wirt­
schaftliche Lage erfordert jedoch den Einsatz 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen im Hinblic~ 
auf den gesamtwirtschaftlichen Effekt der Siche­
rung von Arbeitsplätzen über eine begrenzte 
Region und über einen bestimmten Wirtschafts­
zweig hinaus. Durch die mit diesem Gesetzesent­
wurf zu schaffende neue Form der Beihilfe soll dem 
Bedürfnis, das arbeitsmarktpolitische' Instrumenta~ 
rium den aktuellen konjunkturellen Erfordernissen 
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inhaltlich und größenordnungsmäßig anzupassen, 
Rechnung getragen werden. Da zB die Sanierung 
eines Großbetriebes Wirkungen nach sich zieht, die 
weit über die fiktive Ersparnis an Arbeitslosengeld 
hinausgehen, soll die Eritscheidung über den Ein­
satz und die Höhe der Förderungsmittel unter 
Berücksichtigung der zu erwartenden gesamtwirt­
schaftlichen Effekte der Konjunkturbelebung erfol­
gen können. 

War auch das System der Finanzierung arbeits­
marktpolitischer Maßnahmen aus Beiträgen zur 
Arbeitslosenversicherung auf das eher enggesteckte 
Ziel abgestimmt, so sollen, den allgemein wirt­
schaftspolitischen Zielen entsprechend, auch Bun­
desmittel zur Finanzierung eingesetzt 'werden. 

Da diese Form der Förderung, ihrem Wesen ,als 
wirtschaftspolitische Maßnahme im Konjunktur­
rückgang nach, nut temporär anwendbar ist, soll 
die Geltungsdauer der materiellen Bestimmungen 
über die neue Art der Beihilfe mit Ende des Jahres 
1984 begrenzt werden. Mit Erreichung des Zieles 
im zu erwartenden Konjunkturaufschwung kann 
mit dem nach der derzeitigen Rechtslage vorgese­
henen Instrumentarium wieder das Auslangen 
gefunden werden. 

Der Ausschuß ,für soziale Verwaltung hat den 
gegenständlichen Initiativantrag in seiner Sitzung 
am 6. Dezember 1982 in Verhandlung genommen. 
Nach einer Debatte, an der sich die Abgeordneten 
Dr. Schwimmer und Dr. Jörg Haider 
sowie der Bundesminister für soziale Verwaltung 
D a II i n ger beteiligten, wurde einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Annahme des 
gegenständlichen Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß 
für soziale Verwaltung somit den A n t rag, der • '. 
Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 S sen e n ,. 
G e set z en t w u r f die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 1982 12 06 

Maria Metzker 

Obmann 
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2 1350 der Beilagen 

Bundesgesetz vom XXXXX, mit dem 
das Arbeitsmarktförderungsgesetz und das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 geän­

dert' werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBL 
Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBL Nr. 585/1980 (Art. VIII), wird wie folgt 
geändert: 

1. Nach § 39 sind die folgenden §§ 39 a und 39 b 
samt Überschrift einzufügen: 

"Beihilfen z~r Lösung von Beschäftigungsproble­
men mit besonderer volkswirtschaftlicher Bedeu-

tung 

§ 39 a. (1) Zur Sch:j.ffung und Sicherung. von 
Arbeitsplätzen, insbesondere im Zusammenhang 
mit Umstellungs-, Umstrukturierungs- und Sanie­
rungsmaßnahmen, können Beihilfen gewährt wer­
den, um zur Lösung dringender arbeitsmarktpoliti­
scher Probleme, denen auch eine besondere volks­
wirtschaftliche Bedeutung zukommt, beizutragen. 

(2) Auf Beihilfen gemäß Abs. 1 besteht kein 
Rechtsanspruch. 

§ 39 b. (1) Beihilfen gemäß § 39 a können als 
unverzinsliches oder verzinsliches Darlehen, als 
Zinsenzuschuß, als Zuschuß oder in Form der Haf­
tungsübernahme gewährt werden. 

(2) Zur Lösung der arbeitsmarktpolitischen Pro­
bleme ist eine angemessene Beteiligung anderer 
Gebietskörperschaften, deren Interessen durch die 
betreffende. Förderungsmaßnahme des Bundes 
berührt sind, anzustreben. 

(3) Über die Gewährung der Beihilfe, über deren 
Art und deren Höhe hat der Bundesminister für 
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen mit der Maßgabe zu 
befinden, daß die Beihilfe der Eigenart des zu för­
dernden Vorhabens entspricht und die hiefür erfor­
derlichen Bundesmittel in dem zur Erreichung des 
angestrebten Erfolges nur im unumgänglich not­
wendigen Umfang eingesetzt werden. 

( 4) Als Haftungsübernahme kann die Beihilfe in 
Form der Ausfallsbürgschaft bzw. in Fällen, wo der 
angestrebte Beihilfenzweck sonst nicht erreicht 
werden kann, in Form der Haftung als Bürge und 
Zahler für einen vom Beihilfenwerber aufzuneh­
menden Kredit durch den Reservefonds gewährt 
werden. Die Summe der Haftungsübernahmen darf 
den Haftungsrahmen gemäß· § 64 Abs.l0 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBL 
Nr. 609, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr. XXXX/XXXX nicht überschreiten. 

(5) Diue Gewährung einer Beihilfe ist mit Aufla­
gen zu verbinden, die geeignet sind, den mit der 
Beihilfe angestrebten Zweck sicherzustelkri." 

2. Dem § 51 Abs. 1 sind folgende Sätze anzufü­
gen: 

,,Ausgenommen von dieser Regelung ist der Auf­
wand für Beihilfen gemäß § 39 a. Dieser ist endgül­
tig vom Bund zu bestreiten." 

3. Dem § 51 Abs. 4 sind folgende Sätze anzufü­
gen: 

"Ausgenommen von dieser Regelung ist der Auf­
wand für Beihilfen gemäß § 39 a. Dieser ist nicht 
aus zweckgebundenen Mitteln der Arbeitsmarkt­
verwaltung, sondern endgültig aus Bundesmitteln 
zu bestreiten." 

Artikel 11 

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, 
BGBL Nr. 609, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI. Nr. 588/1981, wird wie folgt geän­
dert: 

1. Dem § 60 Abs. 1 sind folgende Sätze anzufü­
gen: 

,,Ausgenommen von dieser Regelung ist der Auf­
wand für Beihilfen gemäß § 39 ades Arbeitsmarkt­
förderungsgesetzes, BGBL Nr. 31/1969, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBL Nr. XXXX/ 
XXXX. Dieser ist endgültig vom Bund zu bestrei­
ten." 

2. Im § 64 Ab~. 2· hat der zweite Satz zu entfal­
len. 
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3. § 64 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Die Haftungsrücklage gemäß Abs. 2 beträgt 
drei vB der durchschnittlichen jährlichen Ausgaben 
der Arbeitsmarktverwaltung in den letzten fünf 
Jahren (Berechnungsgrundlage). Diese Haftungs­
rücklage darf jedoch die jederzeit verfügbaren Mit­
tc::l des Reservefonds nicht übersteigen. Sie ist jähr­
lich auf Grund des Bundesrechnungsabschlusses 
der zweckgebundenen Gabarung der Arbeitsmarkt­
verwaltung (§ 60) des Vorjahres festzulegen. Ver­
mindert sich auf Grund dieser Berechnung die Haf­
tungsrücklage gegenüber der des Vorjahres, so ist 
die Zweckbindung nur in"sQweit aufzuheben, als sie 
nicht bereits durch Haftungsüberriahmen in den 
Vorjahren in Anspruch genommen ist." 

4. Nach § 64 Abs.9 sind folgende Abs. 10, 11 
und 12 einzufügen: 

,,(10) Der Reservefonds hat einen Haftungsrah­
men für Haftungsübernahmen gemäß § 39 b Abs. 4 
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl. 
Nr.3111969, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. XXXX/XXXX zu bilden. Der Haf­
tungsrahmen beträgt 600 Millionen Schilling. Der 
Reservefonds kann Haftungen zu Lasten dieses 
Haftungsrahmens nur dann eingehen, wenn der 
Bundesminister für Finanzen der Beihilfengewäh­
rung gemäß § 39 b Abs. 3 des Arbeitsmarktförde­
rungsgesetzes zugestimmt hat. 

(11) Für den Fall der Heranziehung des Reserve­
fonds für gemäß Abs. 10 eingegangene Haftungen 

hat der Bund dem Reservefonds die erforderlichen 
" Mittel für die termingemäße Berichtigung der ihm 
hieraus erwachsenen Verpflichtungen zu überwei­
sen. 

(12) Wird der Reservefonds zu einer Haftung 
gemäß Abs. 10 herangezogen und hat der Bund 
gemäß Abs. 11 die erforderlichen Mittel bereitge­
stellt; so sind die dem Reservefonds gemäß § 1358 
ABGB zufließenden Mittel den Bund umgehend zu 
überweisen." 

5. Der bisherige § 64 Abs. 10 erhält die Bezeich7 
nung (13). 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1983 
in Kraft. 

(2) Art. I und Art. II Z 1 sowie Art. II Z 4 hin­
sichtlich des letzten Satzes von § 64 Abs. 10 treten 
mit"31. Dezember 1984 außer Kraft. 

(3) Mit der Vollziehung "dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

a) hinsichtlich Art. I Z 1 (§§ 39 a und 39 b) der 
Bundesminister für soziale Verwaltung im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen, 

b) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 
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